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Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz (SBK) informiert: 
 

Befruchtung in allen Partnerschaften absetzbar 

Gleiches (Steuer-)Recht für gleichgeschlechtliche Partnerschaften: Das gilt nach einem 

neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) auch bei einer heterologen künstlichen 

Befruchtung – also einer Befruchtung durch einen fremden bzw. anonymen 

Samenspender. „Unfruchtbarkeit gilt im Steuerrecht als außergewöhnliche Belastung, 

das hatte der BFH bereits 2011 entschieden, da es die künstliche Befruchtung als 

Heilbehandlung wertete“, erläutert Edgar Wilk, Präsident der Steuerberaterkammer 

Rheinland-Pfalz.  

Das Argument des BFH: Die Aufwendungen einer empfängnisunfähigen 

(unfruchtbaren) Frau für eine heterologe künstliche Befruchtung durch eine In-vitro-

Fertilisation führen als Krankheitskosten zu einer außergewöhnlichen Belastung. Die 

Kosten dafür betragen in der Regel mehrere 1.000 Euro. „Der BFH macht hierbei in 

seinem aktuellen Urteil keinen Unterschied, in welcher Partnerschaft die Frau lebt, die 

sich dieser Behandlung unterzieht“, erläutert Wilk. Somit muss keine Frau dem 

Finanzamt mitteilen, in welcher Beziehung sie lebt, sondern kann einfach die Kosten in 

der Steuererklärung ansetzen. 

In dem verhandelten Fall lebte die Klägerin in einer gleichgeschlechtlichen 

Partnerschaft und  entschloss sich aufgrund ihrer Unfruchtbarkeit, ihren Kinderwunsch 

durch eine künstliche Befruchtung mit Samen eines anonymen Spenders zu 

verwirklichen. Die Behandlung ließ sie in einer dänischen Klinik durchführen. In ihrer 

Einkommensteuererklärung machte die Klägerin die Kosten dieser Behandlung von 

rund 8.500 Euro als außergewöhnliche Belastung i.S. des § 33 Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes geltend. Während die vorherigen Instanzen die Kosten 

nicht zum Abzug zuließen, hob der BFH diese Urteile auf und gab der Klägerin Recht 

(VI R 47/15). 


